
4. a) Falls davon auszugehen ist, dass die primäre und wesent­
liche Funktion von Speicherkarten von Mobiltelefonen 
nicht die Vervielfältigung zum privaten Gebrauch ist, 
ist es dann mit der Richtlinie vereinbar, dass die Mit­
gliedstaaten über Rechtsvorschriften verfügen, die einen 
Ausgleich für die Rechtsinhaber für Vervielfältigungen 
auf den Speicherkarten von Mobiltelefonen vorsehen? 

b) Falls davon auszugehen ist, dass Vervielfältigungen zum 
privaten Gebrauch eine von mehreren primären und 
wesentlichen Funktionen der Speicherkarten von Mobil­
telefonen darstellen, ist es dann mit der Richtlinie ver­
einbar, dass die Mitgliedstaaten über Rechtsvorschriften 
verfügen, die einen Ausgleich für die Rechtsinhaber für 
Vervielfältigungen auf den Speicherkarten von Mobilte­
lefonen vorsehen? 

5. Ist es vereinbar mit dem Begriff „angemessener Ausgleich“ 
im 31. Erwägungsgrund der Richtlinie und mit der einheit­
lichen Auslegung des Begriffs „gerechter Ausgleich“ (vgl. Art. 
5 Abs. 2 Buchst. b der Richtlinie), der sich nach dem „Scha­
den“ richten soll, dass die Mitgliedstaaten über Rechtsvor­
schriften verfügen, nach denen für Speicherkarten ein Ent­
gelt erhoben wird, wohingegen für interne Speicher wie bei 
MP3-Geräten oder iPods, die zur Speicherung von Privatko­
pien dienen und primär dazu verwendet werden, kein Ent­
gelt erhoben wird? 

6. a) Steht die Richtlinie Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten 
entgegen, die die Erhebung von Entgelt für Vervielfälti­
gungen zum privaten Gebrauch von einem Hersteller 
und/oder Importeur vorsehen, der Speicherkarten an Un­
ternehmen verkauft, die die Speicherkarten sowohl an 
private als auch an gewerbliche Kunden weiterverkaufen, 
ohne dass der Hersteller und/oder Importeur Kenntnis 
davon hat, ob die Speicherkarten an private oder gewerb­
liche Kunden verkauft werden? 

b) Ändert sich etwas an der Antwort auf die Frage 6(a), 
wenn die Rechtsvorschriften des Mitgliedstaats Bestim­
mungen enthalten, die gewährleisten, dass Produzenten, 
Importeure und/oder Vertreiber kein Entgelt für Speicher­
karten bezahlen müssen, die zu professionellen Zwecken 
verwendet werden, dass Produzenten, Importeure und/ 
oder Vertreiber, wenn dennoch Entgelt bezahlt worden 
ist, das Entgelt für Speicherkarten in dem Umfang erstat­
tet bekommen können, in dem sie zu professionellen 
Zwecken verwendet werden, und dass Produzenten, Im­
porteure und/oder Vertreiber Speicherkarten ohne Zah­
lung von Entgelt an andere Unternehmen verkaufen kön­
nen, die bei der Einrichtung angemeldet sind, die das 
Entgeltsystem verwaltet? 

c) Ändert sich etwas an der Antwort auf die Fragen 6(a) 
und 6(b), 

1. wenn die Rechtsvorschriften des Mitgliedstaats Be­
stimmungen enthalten, die vorsehen, dass Produzen­
ten, Importeure und/oder Vertreiber kein Entgelt zu 

bezahlen haben für Speicherkarten, die zu professio­
nellen Zwecken verwendet werden, der Begriff „pro­
fessionelle Zwecke“ jedoch als eine Abzugsmöglich­
keit verstanden wird, die nur für von Copydan an­
erkannten Unternehmen besteht, während für Spei­
cherkarten, die andere gewerbliche Kunden, die nicht 
von Copydan anerkannt wurden, für professionelle 
Zwecke verwenden, Entgelt zu bezahlen ist, 

2. wenn die Rechtsvorschriften des Mitgliedstaats Be­
stimmungen enthalten, die vorsehen, dass Produzen­
ten, Importeure und/oder Vertreiber, wenn dennoch 
Entgelt bezahlt worden ist, (theoretisch) das Entgelt 
für Speicherkarten in dem Umfang erstattet bekom­
men können, in dem die Speicherkarten zu profes­
sionellen Zwecken verwendet werden, aber (a) tat­
sächlich allein der Käufer der Speicherkarte Entgelt 
erstattet bekommen kann, und (b) der Käufer von 
Speicherkarten einen Antrag auf Erstattung des Ent­
gelts an Copydan richten muss, 

3. wenn die Rechtsvorschriften des Mitgliedstaats Be­
stimmungen enthalten, die vorsehen, dass Produzen­
ten, Importeure und/oder Vertreiber Speicherkarten 
ohne Zahlung von Entgelt an andere Unternehmen 
verkaufen können, die bei der Einrichtung angemel­
det sind, die das Entgeltsystem verwaltet, aber (a) 
Copydan die Einrichtung ist, die das Entgeltsystem 
verwaltet und (b) die angemeldeten Unternehmen 
keine Kenntnis davon haben, ob die Speicherkarten 
an private oder gewerbliche Kunden verkauft wur­
den? 

( 1 ) Richtlinie 2001/29/EG des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 22. Mai 2001 zur Harmonisierung bestimmter Aspekte des 
Urheberrechts und der verwandten Schutzrechte in der Informations­
gesellschaft (ABl. L 167, S. 10). 
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Verfahrenssprache: Italienisch 

Vorlegendes Gericht 

Tribunale di Cosenza 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Klägerin: Camera di Commercio, Industria, Artigianato e Agricol­
tura (CCIAA) di Cosenza 
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Vorlagefrage 

Stehen die italienischen Rechtsvorschriften zu den Berechnungs­
modalitäten der jährlichen Abgabe, zu der all diejenigen ver­
pflichtet sind, die eine wirtschaftliche Tätigkeit ausüben, soweit 
sie vorsehen, dass Einzelunternehmen eine jährliche pauschale 
Abgabe zahlen (200 Euro, wenn sie in der ordentlichen Sektion 
eingetragen sind, oder 88 Euro, wenn sie in der Sondersektion 
aufgeführt sind), einfache landwirtschaftliche Gesellschaften eine 
jährliche pauschale Abgabe von 100 Euro (zusätzlich 20 Euro 
für jede lokale Einheit), lokale Einheiten und/oder Niederlassun­
gen von Unternehmen mit Sitz im Ausland pauschal 110 Euro, 
einfache Gesellschaften mit einem nicht landwirtschaftlichen 
Gesellschaftszweck pauschal 200 Euro und Rechtsanwaltsgesell­
schaften pauschal 200 Euro zahlen, und dass alle anderen kol­
lektiven wirtschaftlichen Subjekte (Gesellschaften, Konsortien 
etc.) zur Zahlung von „Abgaben“ verpflichtet sind, „die sich 
nach dem Umsatz des vorangegangenen Geschäftsjahres bemes­
sen“ (und so bis zu 40 000 Euro betragen können), insofern 
Art. 5 der Richtlinie 2008/7/EG ( 1 ) vom 12. Februar 2008 ent­
gegen, als eine Kapitalgesellschaft (verstanden im allumfassenden 
Sinn der genannten gemeinschaftsrechtlichen Richtlinie) für die 
Ausübung der Unternehmenstätigkeit im Vergleich zu einem 
Einzelunternehmer erheblich höher belastet wird? 

( 1 ) Richtlinie 2008/7/EG des Rates vom 12. Februar 2008 betreffend die 
indirekten Steuern auf die Ansammlung von Kapital (ABl. L 46, 
S. 11). 

Vorabentscheidungsersuchen der Corte Suprema di 
Cassazione (Italien), eingereicht am 22. Oktober 2012 — 

Panasonic Italia SpA/Agenzia delle Dogane 

(Rechtssache C-472/12) 

(2012/C 399/25) 

Verfahrenssprache: Italienisch 

Vorlegendes Gericht 

Corte Suprema di Cassazione 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Kassationsbeschwerdeführerin und -gegnerin: Panasonic Italia SpA 

Kassationsbeschwerdeführerin und -gegnerin: Agenzia delle Dogane 

Vorlagefragen 

1. War vor dem Inkrafttreten der Verordnung (EG) Nr. 
754/2004 ( 1 ) ein Farb-Plasmabildschirm mit einer diagona­
len Abmessung von 106,6 cm, der mit zwei Lautsprechern 
und einer Fernbedienung sowie einer bereits vorhandenen 
Einschubvorrichtung für eine (sehr kostengünstige, leicht zu 
beschaffende und leicht einschiebbare) — nicht zusammen 
mit dem Bildschirm eingeführte — Videokarte ausgestattet 
ist, nach deren Einschub der Bildschirm in der Lage ist, AV- 
Composite-Videosignale zu empfangen, und nicht nur an 
automatische Datenverarbeitungsmaschinen angeschlossen 
werden kann, sondern auch an Videogeräte zur Bild- und 
Tonaufnahme und -wiedergabe, DVD-Spieler, Videokameras 
und Satellitenempfänger, in die Position 8471 oder in die 
Position 8528 einzureihen? 

2. Sollte diese Frage verneint werden, möge der Europäische 
Gerichtshof abwägen und entscheiden, ob die Einreihung 
eines solchen Bildschirms in die Position 8528 hingegen 
nach der Verordnung Nr. 754/2004 vorgeschrieben ist 
und — bei Bejahung dieser Frage – 

3. ob die hierbei in dieser Verordnung vorgesehenen Bestim­
mungen als auslegend und somit vorbehaltlich der Anwend­
barkeit früherer ausdrücklich gegenteiliger Bestimmungen als 
rückwirkend anzusehen sind. 

( 1 ) Verordnung (EG) Nr. 754/2004 der Kommission vom 21. April 
2004 zur Einreihung von bestimmten Waren in die Kombinierte 
Nomenklatur (ABl. L 118, S. 32).
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